Formulierungsvorschlag: Ehe- und Erbvertrag

Beurkundet am …

A. Allgemeines

Unsere Ehe haben wir am … vor dem Standesbeamten in … geschlossen.

Wir sind beide ausschließlich deutsche Staatsangehörige und leben im gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft.

Durch Erbvertrag oder gemeinschaftliches Testament sind wir nicht gebunden.

Vorsorglich widerrufen wir frühere letztwillige Verfügungen dem ganzen Inhalte nach.

Die Zuziehung von Zeugen wird nicht gewünscht.

Ein gesetzlicher Zeugenbeiziehungsgrund bestand nicht.

Zu unseren persönlichen Verhältnissen erklären wir folgendes:

Ich, der Ehemann, bin Unternehmer. Das Unternehmen habe ich im Wege der vorweggenommenen Erbfolge von meinen Eltern übernommen.

Ich, die Ehefrau, bin ausgebildete Krankenschwester und ganztägig in dem Unternehmen meines Ehemannes tätig, bis aus unserer Ehe Kinder hervorgehen. Auch dann werde ich weiterhin als Teilzeitbeschäftigte im Unternehmen meines Ehemannes tätig sein.

B. Ehevertrag

I. Modifizierte Zugewinngemeinschaft

1.
Hinsichtlich des ehelichen Güterrechts soll es grundsätzlich beim gesetzlichen Güterstand verbleiben.

2.
Jedoch sollen alle Vermögensgegenstände von einem jeden von uns, die in der Vergangenheit oder künftig von dritter Seite von Todes wegen oder mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht, durch Schenkung oder Ausstattung erworben wurden oder künftig erworben werden, beim Zugewinnausgleich bei Beendigung des gesetz​lichen Güterstands in anderer Weise als durch Güterstandswechsel, insbesondere bei Scheidung, nicht berücksichtigt werden. Sie sind also weder bei der Berechnung des Anfangs- noch des Endvermögens anzusetzen.

3.
Ausgenommen sind ausdrücklich auch Ersatzanschaffungen für die vorgenannten Gegenstände. Wir sind einander verpflichtet, über derartige Ersatzgegenstände ein Verzeichnis anzulegen und fortzuführen, auf Verlangen in notarieller Form.

4.
Auch die diese Gegenstände betreffenden Verbindlichkeiten sollen im Zugewinnausgleich keine Berücksichtigung finden.

5.
Erträge der vom Zugewinnausgleich ausgenommenen Vermögensgegenstände können auf diese Gegenstände verwendet werden, ohne dass dadurch für den anderen Ehegatten Ausgleichsansprüche entstehen.


Macht jedoch einer von uns aus seinem sonstigen Vermögen Verwendungen auf die ausgenommenen Gegenstände, so werden diese Verwendungen mit dem Wert zum Zeitpunkt der Verwendung dem Endvermögen des Eigentümers des Gegenstandes zugerechnet. Sie unterliegen also, ggf. um den Geldwertverfall berichtigt, dem Zugewinnausgleich. Entsprechendes gilt für Verwendungen eines Ehegatten auf die vom Zugewinnausgleich ausgenommenen Vermögensgegenstände des anderen Ehegatten.

6.
Zur Befriedigung bestehender Zugewinnausgleichsforderungen gilt das vom Zugewinnausgleich ausgenommene Vermögen als vorhandenes Vermögen.

7.
Hinsichtlich des übrigen Vermögens verbleibt es bei den gesetzlichen Bestimmungen über den Zugewinnausgleich.

8.
Der Anspruch eines Ehegatten auf Zugewinnausgleich ist ausgeschlossen, soweit er dadurch begründet ist, dass dessen Vermögensgegenstände gemäß den vorstehenden Bestimmungen vom Zugewinnausgleich ausgenommen sind.

9.
Die Beschränkungen der §§ 1365 BGB und 1369 BGB werden abbedungen.

II. Versorgungsausgleich

1.
Nach Belehrung des Notars über das Wesen und die Bedeutung des Versorgungsausgleiches im Falle der Scheidung schließen wir den Versorgungsausgleich für die gesamte Ehezeit völlig aus.


Wir nehmen diesen Ausschluss wechselseitig an.
2.
Sollte die Vereinbarung über den Versorgungsausgleich durch die Einreichung eines Scheidungsantrages innerhalb eines Jahres ab heute gemäß § 1408 II 2 BGB unwirksam sein, soll sie als Vereinbarung gemäß § 1587 o BGB gelten.

3.
Zur wirtschaftlichen Absicherung im Alter wird die Ehefrau auf ihren Namen eine Lebensversicherung abschließen.
Die Laufzeit der Kapitallebensversicherung beträgt mindestens zwölf Jahre.

Der Ehemann verpflichtet sich, die monatlichen Beiträge während der Dauer der Ehe, mindestens jedoch auf die Dauer von 12 Jahren ab Abschluss der Versicherung, in Höhe von monatlich mindestens … € zu bezahlen.

III. Unterhaltsvereinbarungen

Für den gegenseitigen Unterhalt nach der Scheidung der Ehe treffen wir gemäß § 1585 c BGB die nachfolgende Regelung, nachdem wir über die Folgen eines Unterhaltsverzichtes für die Zukunft und über das Risiko belehrt worden sind, dass im Fall der Scheidung jeder für sich selbst für den eigenen Unterhalt Sorge zu tragen hat.
1.
Wir verzichten hiermit wechselseitig auf jedweden nachehelichen Unterhalt aus allen Unterhaltstatbeständen, einschließlich für den Fall der Not, soweit nachfolgend nicht etwas anderes bestimmt ist.


Wir nehmen diesen Verzicht hiermit wechselseitig an.

2.
Von diesem Unterhaltsverzicht ausdrücklich ausgenommen sind die Unterhaltsansprüche der Ehefrau für folgende Unterhaltstatbestände:

a)
Unterhalt wegen Kindesbetreuung samt Aufstockungsunterhalt, letzterer jedoch nur in der Zeit, in der Unterhalt wegen Kindesbetreuung geschuldet ist (§§ 1570, 1573 II BGB),
b)
Unterhalt wegen Alters (§ 1571 BGB),

c)
Unterhalt wegen Krankheit (§ 1572 BGB).

Sofern aus diesen Unterhaltstatbeständen Unterhalt geschuldet wird, gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

Der zu zahlende Unterhalt ist jedoch auf monatlich höchstens 1200 € i. W. eintausendzweihundert Euro – begrenzt, solange mindestens ein gemeinsames Kind das sechste Lebensjahr nicht vollendet hat. Ab Vollendung des sechsten Lebensjahres unseres gemeinsamen Kindes beträgt der Ehegattenunterhalt höchstens 600 € – i. W. sechshundert Euro – bis zum 65. Lebensjahr der Ehefrau.

Zusätzlich ist zu Händen der Ehefrau, solange diese die Kinder betreut, der Kindesunterhalt nach Maßgabe der Düsseldorfer Tabelle zu entrichten. Ferner erhält die Ehefrau das staatliche Kindergeld.

Ein eigenes Arbeitseinkommen der Ehefrau wird auf die vorstehenden Unterhaltsbeträge nicht angerechnet.

Mit der Vereinbarung dieser Höchstgrenze ist kein Anspruch auf Zahlung nachehelichen Unterhalts im genannten Umfang verbunden, vielmehr verbleibt es bezüglich Grund und Höhe eines etwaigen Unterhaltsanspruches bei den gesetzlichen Bestimmungen. Nur wenn sich nach diesen ein höherer Unterhaltsanspruch ergeben sollte, tritt die vorstehende Höchstgrenze in Kraft.

Die Vertragsteile sind sich darüber einig, dass auch bei einem etwaigen Sonder- oder Mehrbedarf sich die vorstehende Höchstgrenze nicht erhöht.

Der Höchstbetrag soll jedoch wertgesichert sein.

Er erhöht oder vermindert sich in demselben prozentualen Verhältnis, in dem sich der Verbraucherpreisindex für Deutschland auf der Basis 2005 = 100 gegenüber dem für den Monat … 2008 festzustellenden Index erhöht oder vermindert. Auch nach der erstmaligen Festsetzung des Unterhaltes ist eine jeweilige Neufestsetzung vorzunehmen, wenn die Indexveränderung zu einer Erhöhung oder Verminderung des jeweils zu zahlenden Betrages um mindestens 10% – zehn vom Hundert – führt, ohne dass es einer Aufforderung durch die begünstigte Vertragspartei bedarf. Differenzbeträge für die bis zur Indexveröffentlichung verstreichende Zeit sind unverzüglich nach Bekanntgabe des maßgeblichen Indexes ohne Beilage von Zinsen auszugleichen.

Jeder Ehegatte unterwirft sich wegen der Verpflichtung auf Zahlung des Unterhaltes in Höhe des Ausgangsbetrages der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in sein gesamtes Vermögen. Zur Erteilung der Vollstreckungsklausel bedarf es nicht des Nachweises der die Fälligkeit begründenden Tatsachen.
IV. Unwirksamkeitsklausel

Sollte eine der vorstehenden Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, soll damit nicht der gesamte Vertrag unwirksam sein. Vielmehr soll der unwirksame Teil so ergänzt werden, dass er dem wirtschaftlichen Gehalt der unwirksamen Bestimmung möglichst nahe kommt.
In jedem Fall soll die Vereinbarung zum Güterrecht unverändert bleiben.

V. Hinweise

Der Notar hat auf die aktuelle Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes und des Bundesgerichtshofes zur Unwirksamkeits- und Inhaltskontrolle von Eheverträgen und Unterhaltsvereinbarungen hingewiesen. Den Beteiligten wurde eine Abschrift des Urteils des Bundesgerichtshofes vom 11. 2. 2004 ZNotP 2004, 157 ausgehändigt.

Danach kann der Verzicht auf Rechte aus dem Kernbereich des gesetzlichen Scheidungsfolgenrechtes zur Unwirksamkeit des Ehevertrages führen, wenn die ein​seitige Benachteiligung eines Ehegatten nicht durch besondere Umstände gerecht​fertigt ist.

Weiter hat der Notar darüber belehrt, dass im Wege der Ausübungskontrolle im Scheidungsverfahren geprüft werden kann, ob und inwieweit die Berufung auf den Ausschluss der gesetzlichen Scheidungsfolgen angesichts der aktuellen Verhältnisse im Zeitpunkt der Scheidung missbräuchlich ist. In diesen Fällen kann der Richter Anpassungen und Korrekturen vornehmen.

Der Notar hat daher den Beteiligten geraten, den Ehevertrag bei Änderung der ehelichen Lebensplanung oder der Einkommensverhältnisse auf seine rechtliche Wirksamkeit hin überprüfen zu lassen.

C. Erbvertrag

I. Erbeinsetzung

Erbvertraglich, also einseitig unwiderruflich, setzen wir uns gegenseitig – vorbehaltlich der Regelung in Abschnitt D. – zum Alleinerben ein und nehmen diese Vereinbarung hiermit an.II. Einseitige Verfügungen

Jeder von uns wendet in jederzeit widerruflicher Weise die Gegenstände, die gem. Abschn. B. I. 1) vom Zugewinnausgleich ausgeschlossen sind, den aus unserer Ehe hervorgehenden Kindern als Berechtigte zu gleichen Teilen gem. § 2151 BGB zu. Der überlebende Ehegatte ist berechtigt, innerhalb der gemeinschaftlichen ehelichen Abkömmlinge die Zuwendungsquoten beliebig zu ändern und auch einzelne Abkömmlinge von diesem Vermächtnis auszuschließen. Der überlebende Ehegatte ist auch berechtigt, sich an diesen Gegenständen auf seine Lebensdauer ein Nießbrauchsrecht vorzubehalten, für das die gesetzlichen Vorschriften gelten. Bei Grundstücken ist der überlebende Ehegatte berechtigt, die Eintragung des Nießbrauches in das Grundbuch auf seine Kosten zu bewilligen und zu beantragen. Von der Unternehmensnachfolge ausgeschlossene Kinder erhalten mindestens den Pflichtteil.

Sofern aus unserer Ehe keine Kinder hervorgehen, wendet der Erstversterbende von uns die gem. Abschn. B. I. 1. vom Zugewinnausgleich ausgeschlossenen Vermögensgegenstände seinen gesetzlichen Erben gem. § 1925 BGB zu.

D. Beschränkter Pflichtteilsverzicht

Soweit der Erstversterbende von uns Vermögensgegenstände, die gem. B. I. 1) vom Zugewinnausgleich ausgeschlossen sind, vermächtnisweise gemeinschaftlichen ehe​lichen Kindern zuwendet, verzichtet der Überlebende von uns auf sein gesetzliches Pflichtteilsrecht. Diesen Verzicht nimmt der andere Eheteil hiermit an. Hinsichtlich des vom Zugewinnausgleich erfassten Vermögens verbleibt es bei dem gesetzlichen Erb- und Pflichtteilsrecht.

E. Schlussbestimmungen

Wir wurden vom Notar eingehend über die rechtlichen Auswirkungen aller heute getroffenen Vereinbarungen – soweit auf Gesetzesbestimmungen verwiesen wurde unter Erläuterung derselben – informiert.

Wir beantragen je eine Ausfertigung dieser Urkunde.

Die Kosten dieser Urkunde tragen wir gemeinsam.

Die amtliche Verwahrung dieser Urkunde wird nicht gewünscht. Die Urschrift soll in der Urkundensammlung des beurkundenden Notars aufbewahrt werden.
















